
Eundessozialgericht
„

Az.: 42 HJ284/65 I m Na me n 'd e s V o 1 k e s_—___—.—_———_—_———

In dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Zugestellt-am
q-April 1966 g e g e n

.OUOOO'0.00.000000000l00000004cooooooocoolocno

Beklagte und Rovisionsbeklagte,

hat der 12. Senat des Bundessozialgerichts ohne mündliche
Verhandlung am 24° Februar 1966 durch

Senatspräsident R a a c k
— Vorsltzender —,

Bundesrichter Dr° S c h u b e r t ,
Bundesrichtcr Dr° F r i e d e r i c h s ,
Bundessozialrichtcr S c h m i d t

, — und

Eundcssoziairichter z o 1 1 e n k o’p r

für Recht erkannt:

AUf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landes—
sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 19. April i965
mit ÖCHihm zugrunde liegenden F ststellungcn aufgehoben,
someit es den Rentenansprueh für die Zeit vom 1„ Juli

1965 an betrifft. Insoweit wird die bcchc zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung an des I:ndo::czielgericht
zurückverwiesen.

Im übrigen Wird die Revision der Klägerin zurückgewiesen.
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Für die 1897 geborene Klägerin sind als Hausgehilfin

von 1914 bis 1919 Pflichtbeiträge zur Rentcnversicherung der Ar—
beiter entrichtet werden. Ihren Antrag vom September 1955 auf Ce—

nehmigung zur freiwilligen Weiterversicherung von 1955 an gab die

Beklagte mit Bescheid vom 4. Januar 1956 statt. Daraufhin entrich—

tete die Klägerin in den Quittungskartcn Nr. 6 bis 9 folgende
Beiträge: '

in der am 18. Mai 1956 aufgerechneten Quittungskarte Nr. 6

für das Jahr 195552 Wochenbeiträgemit demAufdruck 56,
in der am 17. August 1956 aufgerechneten Quittungskarte Nr. 7

für die Jahre 1954 und 1955 je 52 Wochenbeiträge mit Aufdruck

56,

in der am 1. April 1959 aufgerechneten Quittungskarte Nr.8

für das Jahr 1956 52 Wochenbeiträge mit dem Aufdruck 1957,

in der Quittungskarte Nr. 9 für das Jahr 1957 9 Nonatsbei—
träge mit dem Aufdruck 59 und für die Jahre 1958 und 1959 je

9 Monatsbciträge mit dem Aufdruck 60.

Auf den Antrag der Klägerin vom 24. Mai 1960 gewährte die Beklag—

te ihr mit Bescheid vom 50. August 1960 Rente wegen Erwerbsunfühig—

keit vom 1. Mai 1960 an in Höhe von monatlich 6,40 DM. Die Rente

war dabei nach neuem Recht berechnet werden. In den Bescheid teil—

te die Beklagte mit, die vor dem 1. Januar 1924 zurückgelegten

Versicherungszeitcn könnten nicht berücksichtigt werden, weil in

der Zeit zwischen dem 1. Januar 1924 und dem 50. November 1948

nicht mindestens ein Beitrag für die Zeit nach dem 51. Dezember

1925 entrichtet werden sei° . .»

Die Klägerin begehrt aufgrund des Art. 2 S 42 des Gesetzes zur
Neuregelung des Rechts der Rentenversicherung der Arbeiter (ArVRG)

vom 25. Februar 1957 (BGBl I 45) die Berechnung ihrer Rente nach
den vor dem 1. Januar 1957 geltenden und für sie günstigeren Vor—

schriften über die Zusammensetzung und die Berechnung der Rente
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


__}-

einschließlieh des Sonderzuschusses des % 56 Abs. 4 dieses Ar—
tikels aus den bis zum 54, Dezember 495 zurückgelegten Versi—

cherungszeiten. Das Sozialgericht (SG) Münster hat ihre dahin—
gehende Klage abgewiesen. Die Berufung der Klägerin ist er«

folglos geblieben. Das Landessozialgcricht (ISG) Nordrhein—

Vcstfalen hat in seinem Urteil vom 49. April 4965 ausgeführt,

eine Berechnung nach altem Recht‘gemäß Art° 2 5 42 ArVNG

setze zunächst voraus, daß der Versieherungsfall in der Zeit

vom 4. cnuar 4957 bis zum 54° Dezember 4964 eingetreten sei,

daß die Anwartschaft aus den vor dem 4„ Januar 4957 entrichte—

ten Bei rügen zu diesem Zeitpunkt nach den bis dahin geltenden

Vorschriften erhalten gewesen sei und daß die Klägerin vom
4. Januar 4957 an für jedes Kalenderjehr vor dem Jahr des Ein—

tritts des Versicherungsfalles mindestens neun Monatsbeiträge

“entrichtet habe" Der Versicherungsfall der ererbsunfähigkeit

sei bei der Klägerin im Jahre 4960 eingetreten° Die Anuart—
'schaft aus den Beiträgen für die Zeit von 4944 bis 4949 sei

nach 5 4249 der Reichsversicherungsordnung (EVO) verfallen°

Uber die für die Erfüllung der vorgeschriebenen gesetzlichen

Wartezeit erforderlichen 60 Honatsbeiträge verfügc somit die
Klägerin erst mit den für 4955 bis 4957 entrichteten Beiträgen

zuzüglich dreier Monatsbeiträge für 4958° Die günstigere Berech—

nung der Rente nach altem Recht sei nach Art„ 2 € 42 ArVNG

nur zulässig, wenn bei Eintritt des Ver°icherungsfalles die

Wartezeit erfüllt sei mit Beiträgen, die für die Zeit nach

dem 54° Dezember 4956 entrichtet seien und solchen Beiträgen,

'die vor dem 4. Januar 4957 entrichtet ' seien und aus denen

die Anuartschaft zu diesem Zeitpunkt erhalten sein — Durch sogen°
Halbdeckung (% 4265 RVO aF) sei die Anwar schaft aus allen
Beiträgen am 540 Dezember 4956 nicht erhalten gewesen, weil
hierbei nicht nur die Zeit der freiwilligen Versicherung von
4955 an, sondern die gesamte Zeit seit dem ersten Eintritt

in die Versicherung zugrunde zu legen sei° Daß mit einer
Eeitragslücke von 4920 bis 4952 keine Halbdeckung vorhanden

sei, bedürfc keiner weiteren Ausführungen„'— Lber auch aus
den seit 4955 entrichteten Bei rägen sei die Anwartschaft nicht

zum Ende des Jahres 4956 erhalten gewesen° Hierbei müßten
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nämlich die in der Quittungskarte Nr„ 8 für das Jahr 4956 aus—

gewiesenen 52 Wochenbeiträge außer Betracht bleiben, weil sie,

wie der Aufdruck "57" erweise, unzweifelhaft erst im Jahre 4957
entricht et seien, Allerdings habe die Klägerin 4956 für die

Jahre 4955 bis 4955 jeweils 52 Lochenbeiträge entrichtet, obwohl

zur Erhaltung der Anwartschaft nach € 4264 RVGeF die Entrichtung

von jährl ich 26 Wochenbeiträgen genugt hät teo Ferner hätte in

einem ähnlich gelagerten Fall das Eundcssoziulger *icht (ESG) ;5
eine von der h‘ntrertung der Beitragsmarkcn abweichende Auftei—

lung vorgenommen, indem es ua für 4955 zur Anwartschaftserhel—

tung nicht mehr erf0rderliche 26 Beiträge für das Jahr 4956 an—
gerechnet habe, so daß damit die Anwertschaft zum 54, Dezember

4956 erhalten gewesen sei„ Eine solche Aufteilung der im Jahre
4956 ua für das Jahr 4955 entrichteten 52 Wochenbeiträge auf

die Jahre 4955 und 4956 sei jedoch nicht möglich, da die Kläge—

rin offensichtlich damals ihre Beiträge habe für da 3 Jahr 4955
bestimmt wissen wollen, um so schnell als möglich die gesetzli—

che hartes eit für eine Rente zu erfüllen. Damit sei die Berech—

nung der Rente nach den günstigeren Bestimmungen des alten
Rechts nicht möglich

Das LSG hat in seinem Urteil die Revision zugelassen° Die Klä—

gerin hat dieses Rechtsmittel, nachdem ihr das nachgesuchte Ar—

menrecht durch Beschluß vom 48, Juli 4965,zugestellt am 540 Juli

4965, verweigert werden war, am 45, Aug*st 4965 formgerccht

eingelegt, indem sie sinngemäß beantragt hat, “>.>l' ;“V N
4, ihr wegen der Versäumung der Revisior ms inlegungsfrist Wieder—

einqetgung„in den vorigen Stand zu gö.)ähren,

2, unter Lbänderung des angefochtenen Urn ils und des Urteils

des SG Münster vom 49 Okt ober 496 4 sowie unter teil\eis er
'Aufhebung des RentenbescheideS vom 5 „ August 4960 die Be—

klagte zu verurteilen, die Vergleichsberechnung gemäß Art,

“_2 5 42 ArVNG durehzuführen, die daraus sich ergebende höhere
Rente zu bewilligen und hierüber einen Bescheid zu erteilen„
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Die Klägerin wiederholt ihr Vorbringen, daß die im Jahre
4956 für das Jahr 4955 entrichteten 52 Wechenbeiträge mit

je 26 auf die Jahre 4955 und 4956 zu verteilen seien, womit

die Anwartschaft aus ihren seit 4955 entrichteten Beiträgen

zum 4. Januar 4957 erhalten gewesen sei. Außerdem behauptet

sie unter Bezugnahme auf die sogen. Härtenovelle, daß sie

die in der Quittungskarte Nr. 8 für das Jahr 4956 nachgewie—

senen 52 Wochenbeiträgc mit dem Aufdruck 57 Anfang Januar

4957 entrichtet habe.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen, da das angefochtene Urteil

richtig sei.

Die Parteien haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—
liche Verhandlung einverstanden erklärt"

II.

Zwar war dem Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen

Stan stattzugeben, da die Klägerin ohne ihr Verschulden ver—

hindert war, die Revisionseinlegungsfrist einzuhalten (3 67

Abs. 4 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—). Koch Ablehnung ihres

Armenrcchtsgesuchs ist die versäumte Rechtshcrdlung fristge—

mäß nachgeholt werden.

Die Revision ist jedoch im wesentlichen nicht begründet. Das

angefochtene Urteil entspricht der nunmehr ständigen Recht—
sprechung des BSG. Insbesondere hat es das LSG aus zutreffen—

den Gründen abgelehnt, die im Jahre 4956 entrichteten 52 Bei—

tragsmarken, die ausweislich der am 47. August 4956 aufgerech—

neten Quittungskarte Nr. 7 für das Jahr 4955 bestimmt und

aufbercchnet worden sind, nachträglich anders zu verrechnen,

nämlich mit jeweils 26 Beiträgen für die Jahre 4955 und 4956°

Zwar ist in der Regel anzunehmen, daß der mutmaßliche Wille

des Versicherten bei der Verwendung von Beitragsmarken zur
üeiterversicherung'dahin geht, die versicherungsmäßigen Vor—
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aussetzungen zu erfüllen, insbesondere die Anwartsehaft zu er—

halten; dies gilt selbst dann; wenn der Versicherte auf der

Beitragsmarke einen abweichenden EntwertUngstag eingetragen
_

hat (BSG SozR Art" 2 5 42 ArVNG Nr, 15 und 16)’ Im vorliegenden

Fall ist der Tatbestand indes anders als in den Fällen, die die—

sen Entscheidungen des erkennenden Senats zugrunde lageno Für

die Klägerin mußte nämlich, wie das LSG richtig erkannt hat,;

vor allem die Erwägung ausschlaggebend sein‚ daß sie ers im Ü

Jahre 1956 mit 59 Jahren ihre Versicherung wieder aufgenommen

hatte,und das größte Interesse daran haben mußte, noch vor
Eintritt des Versicherungsfalles der Invalidität die gesetzli—

che Wartezeit von 60 Beitragsmonaten zurückzulegen, da sie an—
dernfalls nach altem Recht überhaupt keine Ansprüche gehabt

hätte und auch keinerlei Beiträge mehr hätte entrichten können
(% 1445 Abs° 1 RVG aF). Mit Rücksicht hierauf verbot sich die
jetzt von der Klägerin gewünschte Verschiebung der Beiträgeo

Zugleich war damit die Anwartschaft aus den für die Jahre 1955

bis 1955 entrichteten Beiträgen zum Ende des Jahres 1956 nicht

mehr erhalten, weil die Klägerin in diesem Jahre keine Beiträge

für 1956 entrichtet hat (% 1264 Abs„ 4 RVOaF). Das bedeutete
zugleich, wie das LSG im einzelnen richtig ausgeführt hat‚ daß

sie nicht nach Art. 2 5 42 ArVNG aF die Vornahme-einer Vergleieinr—

berechnung beanspruchen konnte.

Durch Art. 2 5 1 Nr. 9 des Rentenversicherungs—Änderungsgesetzes
(RVÄndG) vom 9. Juni 1965 (BGBl I 476) ist jedoch Art° 2 € 42

Satz 2 ArVNG mit Wirkung vom 1. Januar 1957 an geändert wor-
den (Art‚ 5 5 10 Abs. 1 Buchst„ a RVÄndG)o Nunmehr findet die

Berechnung der Renten nach dem günstigeren alten Recht auch dann

statt, wenn aus den bis zum 28° Februar 1957 entrichteten Bei—

trägen die Anwartsehaft zum 51° Dezember 1956 nach den bis dahin

geltenden Vorschriften erhalten war, wobei jedoch die höhere Ici—

stung erst vom 1° Juli 1965 an zu gewähren ist (Art" 5 5 6

RVÄndG)„ Diese Vorschriften muß der erkennende Senat beachten‚
da die Revisionsgerichte Rechtsänderungen zu berücksichtigen
haben, wenn das streitige Rechtsverhältnis von ihnen erfaßt

wird (BSG 16, 257, 260; 19, 260, 261)-
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Die Klägerin behauptet, die in der Quittungskarte Nr. 8
enthaltenen, für das Jahr 4956 bestimmten Beitragsmarken

mit dem Jähresaufdruck 57 Anfang 4957 entrichtet zu haben°

Da der Senat dies nicht selbst feststellen kann, muß inso—

weit, als es um den Rentenansprueh für die Zeit vom 10 Juli
1965 an geht, die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückverwiesen werden, während im

übrigen die Revision keinen Erfolg haben konnteo

Nach alldenwar zu erkennen, wie aus der Urteilsformel er—

sichtlich, Im ükrigen wird das LSG auch über die Kosten des

Revisionsverfahrens zu befinden haben„
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